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AGB-Formular-Dateien zum Ausdrucken und Bedrucken von Briefpapier 
Diese	 AGB‐Formulare	 im	 PDF‐Format	 sind	 für	 alle	 Elektrohandwerksbetriebe	 geeignet	 zum	 Einsatz	 gegenüber	
Endverbrauchern	 und	 notfalls	 auch	 gegenüber	 Kaufleuten	 („Universal‐AGB“)	 für	 das	 Angebot	 werkvertraglicher	
Leistungen	(Reparaturen,	Bauleistungen)	und	bei	Verkäufen	beweglicher	Sachen.	

Die	AGBs	sollten	allen	Angeboten,	Auftragsbestätigungen	und	Rechnungen	beigelegt	werden	mit	besonderem	Hinweis	
im	Vorspann	des	Angebots,	z.	B.:	

„Wir	bieten	auf	der	Grundlage	unserer	beigefügten	Allgemeinen	Geschäftsbedingungen	(AGB)	nachfolgende	
Leistungen/Produkte	an	und	sichern	eine	fach‐	und	termingerechte	Ausführung	zu.“	

Der	private	Kunde	muss	 „bei	Vertragsabschluss“	 in	zumutbarer	Weise	von	den	AGB	Kenntnis	nehmen	können,	d.	h.	
eine	 rechtswirksame	 Einbindung	 kann	 nur	 erfolgen,	 wenn	 auch	 bereits	 Angeboten	 die	 AGB	 beigefügt	 sind!	 Am	
einfachsten	stellen	Sie	das	natürlich	sicher,	wenn	Sie	die	Rückseite	Ihres	Briefpapiers	mit	den	AGB	bedrucken.	

Diese	 elektronische	 Version	 druckbarer	 AGB‐Texte	 zur	 Beilage	 bei	 allen	 Angeboten,	 Auftragsbestätigungen	 und	
Rechnungen	enthält	mehrere	Dateivarianten:	

� zweiseitige	Fassung	
� einseitige	Fassung	in	verkleinerter	Schriftgröße1	
� einseitige,	 verkürzte	 Fassung	 speziell	 für	 das	 Angebot	 werkvertraglicher	 Leistungen	 (Reparaturen/Bau‐

leistungen)2	
� einseitige,	verkürzte	Fassung	speziell	für	das	Verkaufsgeschäft3	

Wählen	Sie	die	Ihren	Bedürfnissen	entsprechende	Fassung	aus	und	drucken	Sie	sie	jeweils	aus	oder	nutzen	Sie	sie,	um	
die	Rückseite	Ihres	Briefpapiers	zu	bedrucken.	Mit	dem	Kauf	der	Dateien	haben	Sie	jeweils	die	Nutzung	für	den	auf	
den	Dateien	angegebenen	Lizenzierungszeitraum	erworben4.		

Grundsätzliche Hinweise 
Es	ist	sicher	zweckdienlich,	klare	Verhältnisse	im	(Geschäfts‐)Leben	zu	schaffen,	auf	die	man	sich	beziehen	kann,	und	
zwar	 spätestens	 dann,	wenn	 Probleme	 auftreten.	 Für	 Klarheit	 von	Anfang	 an	 zwischen	Kunden	 und	Unternehmen	
können	 Einzelverträge	 geschlossen	 werden.	 Viel	 häufiger	 werden	 aber	 im	Massengeschäft	 unserer	 Zeit	 Standard‐
verträge	abgeschlossen,	deren	Standard	durch	die	Vorlage	von	Allgemeinen	Geschäftsbedingungen	 (AGB)	nach	den	
Regelungen	 des	 Bürgerlichen	 Gesetzbuches	 (BGB)	 definiert	 wird.	 Die	 Bezeichnung	 kann	 dabei	 unterschiedlich	 ge‐
wählt	worden	sein	(z.	B.	„Lieferbedingungen“	oder	„Montagebedingungen“	oder	nur	„Gewährleistungs‐	und	Haftungs‐
bedingungen“	oder	„Zahlungsbedingungen“).	

Die	 hier	 vorliegenden	 AGB‐Mustervertragstexte	 für	 den	 Bereich	 Elektrohandwerke	 in	 Deutschland	 sind	 Orientie‐
rungsgrößen,	mehr	können	und	mehr	dürfen	 sie	nicht	 sein.	 Jeder	Nutzer	dieses	Angebots	 ist	daher	aufgerufen,	die	
individuelle	Anwendbarkeit	der	vorliegenden	Texte	zu	prüfen!5	

Es	darf	auch	nicht	vergessen	werden,	dass	es	absolut	sichere	AGB	vermutlich	nie	geben	wird;	allein	schon	deshalb,	
weil	 z.	B.	 das	 betreffende	 Gesetz	 (BGB)	 auch	 eine	 Klausel	 kennt,	 die	 eine	 „unangemessene	 Benachteiligung“	 des	
Vertragspartners	 des	 AGB‐Anwenders	 verbietet.	Was	 „unangemessen“	 ist,	wird	 im	 Zweifelsfall	 ein	 Richter	 klären6.	
Nicht	nur	das:	Auch	die	Rechtsprechung	unterliegt	dem	Wandel.	Es	ist	ein	Trend	erkennbar,	dem	Kunden	ein	immer	
größeres	 Schutzbedürfnis	 zuzuerkennen,	 was	 letztlich	 dazu	 führt,	 dass	 „harte“	 AGB‐Klauseln	 als	 nicht	 mehr	
angemessen	angesehen	werden,	damit	unwirksam	werden	und	zur	alleinigen	Wirksamkeit	des	BGB	führen.	

Dieses	 Angebot	 des	 Verlages	 soll	 dem	 Handwerksmeister	 und	 seinem	 verantwortlichen	 Mitarbeitern	 eine	 direkte	
Hilfestellung	 im	 Tagesgeschäft	 geben.	 Es	 gilt	 auch	 hier:	 „Ärger	 vermeiden	 und	 klare	 Verhältnisse	 schaffen	 –	 allein	
                                                            

1		Aufgrund	der	verkleinerten	Schriftgröße	besteht	ein	nicht	unerhebliches	Restrisiko,	dass	die	Rechtsprechung	eine	Unwirksamkeit	
infolge	inakzeptabler	Schriftgröße	annimmt.	

2		Nicht	geeignet	für	das	Verkaufsgeschäft,	da	ohne	„Verkaufsbedingungen“	
3		Nicht	geeignet	für	das	Angebot	werkvertraglicher	Leistungen,	da	ohne	„Leistungs‐	und	Reparaturbedingungen“	
4		Das	Werk	ist	urheberrechtlich	geschützt.	Jede	Verwertung	außerhalb	der	engen	Grenzen	des	Urheberrechtsgesetzes	ist	ohne	Zu‐
stimmung	des	Verlags	unzulässig	und	strafbar.	Nicht	gestattet	sind	beispielsweise,	außerhalb	der	jeweils	vorgesehenen	Verwen‐
dungszwecke,	die	vollständige,	teilweise	oder	auszugsweise	Verwendung	von	Texten	und	Abbildungen	zur	gewerblichen	Nutzung	
oder	die	Bearbeitung,	Vervielfältigung,	Übertragung	und/oder	Speicherung	der	Inhalte	auf	Datenträgern	jeder	Art	zur	Weitergabe	
für	fremde	Zwecke.	Mit	dem	Kauf	dieser	AGB‐Dateien	lizenzieren	Sie	diese	für	einen Zeitraum von 12 Monaten. Anschließend  ist 	
ein	erneuter	Kauf	erforderlich.	

5		Die	Anwendung	der	Texte	kann	durch	Änderung	der	Gesetzeslage	oder	aktuelle	Rechtsprechung	nicht	oder	nicht	mehr	mit	den	
gültigen	Gesetzen	vereinbar	oder	zum	Nachteil	des	Anwenders	sein.	Die	Veröffentlichung	stellt	daher	keine	Empfehlung	dar,	diese	
oder	ähnliche	Texte	zu	verwenden.	Die	Konsultation	eines	 fachkundigen	 Juristen	(Rechtsanwalt)	vor	dem	Einsatz	 ist	angeraten.	
Der	Verlag	übernimmt	keinerlei	Garantien	für	die	gegebenen	Informationen	und	haftet	auch	nicht	für	irgendwelche	direkten	oder	
indirekten	Schäden,	die	aus	der	Auswertung	oder	Nutzung	dieser	Informationen	folgen.	

6		Es	können	 jederzeit	Rechtsurteile	 ergehen	oder	 ergangen	 sein,	 die	 einen	Einsatz	der	 vorliegenden	Texte	nicht	oder	nicht	mehr	
ratsam	erscheinen	lassen	können.	



schon	 aus	 Vorsorge	 zur	 Rechtssicherheit.“	 Das	 Erfordernis	 Kundenfreundlichkeit	 unter	 Beweis	 zu	 stellen,	 sollte	
dennoch	 nicht	 in	 Vergessenheit	 geraten!	 Außer	 einem	 AGB‐Text,	 auf	 den	man	 sich	 beziehen	 kann,	 gibt	 es	 selbst‐
verständlich	noch	das	individuelle	Korrektiv	Kulanz.	Ohne	AGB	kann	es	aber	vermutlich	viele	Überraschungen,	u.	U.	
auch	viele	unangenehme,	geben.	Diese	gilt	es	zu	minimieren.	AGB	helfen	dabei.	

Einige allgemeine Hinweise zur Anwendung von AGB 
In	dem	neuen	BGB,	das	seit	dem	1.1.2002	Gültigkeit	erlangt	hat,	sind	die	Regelungen	des	sog.	AGB‐Gesetzes	aus	dem	
Jahr	 1976	 (in	 Kraft	 getreten	 1977)	 übernommen	 worden.	 Die	 betreffenden	 Regelungen	 findet	 man	 nun	 in	 den	
§§	305	ff	BGB.	Die	wesentlichen	Bestimmungen	aus	der	Vergangenheit	gelten	auch	weiterhin.	Diese	sind	etwa:	

� Alle	 Elektrohandwerksbetriebe,	 die	 bisher	 Allgemeine	 Geschäftsbedingungen	 (AGB)	 oder	 Allgemeine	 Liefer‐
bedingungen	oder	Allgemeine	Verkaufsbedingungen	(oder	ähnlich	formuliert)	oder	auch	Formularverträge	mit	
entsprechendem	Aufdruck	im	Geschäftsverkehr	benutzt	haben,	sind	vom	AGB‐Recht	unmittelbar	betroffen.	

� Sind	AGB	ganz	 oder	 teilweise	nicht	Vertragsbestandteil	 geworden	oder	unwirksam	 (weil	 ein	Gesetzesverstoß	
vorliegt),	so	bleibt	der	Vertrag	im	Übrigen	wirksam.	

� Das	 AGB‐Recht	 befasst	 sich	 nur	mit	 dem,	was	 den	 Charakter	 von	 AGB	 hat.	 Es	 lässt	 ausdrücklich	 „Individual‐
abreden“	zu,	die	inhaltlich	anders	abgefasst	werden	können	als	es	in	AGB	der	Fall	wäre.	

Unterschied	AGB	↔	Individualabrede:	

Die	Verwendung	diverser	Klauseln	in	AGB	wird	durch	das	Gesetz	verboten.	Nur	in	Form	einer	Individualabrede	
können	sie	mit	dem	Kunden	vereinbart	werden.	Ein	Beispiel:	„Im	Gewährleistungsfall	steht	dem	Kunden	nur	ein	
Nachbesserungsrecht	 zu.“	 In	 dieser	 Form	 ist	 eine	 Beschränkung	 der	 Gewährleistungsansprüche	 des	 Kunden	
gegenüber	dem	Verkäufer	in	AGB	nicht	möglich.	Genau	eine	solche	Einschränkung	(als	Beispiel	genannt)	könnte	
aber	 individuell	 vertraglich	 vereinbart	werden.	 Es	 bedarf	 jedoch	 einiger	wichtiger	Voraussetzungen	 zu	deren	
Gültigkeit	als	Individualabrede.	Eine	Individualabrede	muss	folgende	Merkmale	im	Vergleich	zu	AGB	aufweisen	
(ansonsten	wird	sie	als	solche	nicht	anerkannt):	

1. Jede	Individualabrede	muss	zwischen	den	Vertragsparteien	(Kunde	und	Verkäufer)	ausgehandelt	sein.	

2. Jeder	 Bezug	 auf	 bereits	 einseitig	 vorformulierte	 Bedingungen,	 die	 dem	 Vertragspartner	 lediglich	 zur	
Akzeptanz	 vorgelegt	 werden	 (so	 wie	 es	 bei	 AGB	 üblich	 ist),	 lässt	 den	 Schluss	 zu,	 dass	 kein	 „echtes	
Aushandeln“	 stattgefunden	 hat.	 D.	h.	 Jeder	 vorbereitete	 Text,	 jeder	 Stempelaufdruck,	 jeder	 aufgedruckte	
Text	unabhängig	welcher	Länge	kann	i.	d.	R.	keine	Individualabrede	sein.	Fazit:	Es	muss	echtes	Aushandeln	
stattfinden.	

Liegen	 diese	 Voraussetzungen	 nicht	 vor,	 ist	 keine	 wirksame	 Individualabrede	 zustande	 gekommen	 (Ent‐
sprechendes	 in	AGB	wäre	 sowieso	unwirksam	gewesen).	Folge:	Die	 gesetzlichen	Regelungen	erlangen	wieder	
Gültigkeit.	Nach	Maßgabe	des	BGB	steht	dann	in	Bezug	auf	das	oben	genannte	Beispiel	dem	Kunden	–	in	einer	
bestimmten	 Abfolge	 –	 schlussendlich	 auch	 das	 Recht	 auf	 Wandlung	 (Rückgängigmachung	 des	 Kaufes:	 Ware	
zurück	–	Geld	zurück!)	zu.	

� AGB	werden	nur	dann	gültig,	wenn	der	Verwender	vor	(gesetzlich:	„bei“)	Vertragsabschluss	ausdrücklich	darauf	
hinweist,	dass	AGB	Vertragsbestandteil	werden	sollen.	

Es	 ist	 daher	 vor	 jeder	 Auftragsannahme	 unbedingt	 erforderlich,	 dass	 der	 Kunde	 auf	 vorhandene	 AGB	 hinge‐
wiesen	wird.	Ein	separater	Hinweis	ist	nicht	erforderlich,	sondern	dieser	kann	auf	einem	Formular,	z.	B.	einem	
Bestellschein,	vermerkt	sein.	Allerdings	muss	er	so	hervorgehoben	sein,	dass	ihn	ein	„durchschnittlich	aufmerk‐
samer“	Leser	nicht	übersehen	wird,	um	seinen	Zweck	zu	erfüllen.	

In	Elektrohandwerksunternehmen	(Handwerk/Einzelhandel)	reicht	ein	Aushang	im	Verkaufsraum	i.	d.	R.	nicht	
aus,	um	AGB	wirksam	werden	zu	lassen!	Zu	diesem	Thema	gibt	es	immer	noch	sehr	viel	Unkenntnis.	

� Werden	 dem	 Kunden	 AGB	 vorgelegt,	 dürfen	 bestimmte	 Klauseln	 nicht	 verwendet	 werden.	 Einige	 wichtige	
werden	nachfolgend	beispielhaft	aufgeführt:	

1. Nicht	hinreichend	bestimmte	Frist	oder	unangemessen	lange	Frist	für	die	Abnahme	oder	Ablehnung	eines	
Vertragsangebots.	Verbotsbeispiel:	 „Der	 Kunde	 ist	 an	 seine	 Bestellung	 gebunden	 bis	 die	Möglichkeit	 der	
Lieferung	besteht.“	

2. Kurzfristige	Preiserhöhungen	bei	Verträgen,	 die	 innerhalb	 von	4	Monaten	abgewickelt	werden	 (dies	 gilt	
jedoch	 nicht	 für	 Dauerschuldverhältnisse,	 so	 auch	 für	 Wartungsverträge).	 Ohne	 Bedeutung	 ist	 hierbei,	
warum	Preiserhöhungen	notwendig	wären	(z.	B.	wegen	der	Preispolitik	der/des	Vorlieferanten).	

3. Der	Ausschluss	oder	die	Beschränkung	von	Gewährleistungsansprüchen	in	AGB	sind	unwirksam.	Dies	 ist	
eine	äußerst	wichtige	Bestimmung!	Das	AGB‐Recht	schreibt	vor,	dass	die	 formularmäßige	Beschränkung	
der	Gewährleistungsansprüche	des	Kunden	(im	Zuge	der	„Nacherfüllung“)	auf	Nachbesserung	oder	Ersatz‐
lieferung	in	AGB	nur	unter	der	Voraussetzung	zulässig	ist,	dass	dem	Kunden	ausdrücklich	das	Recht	vorbe‐
halten	 bleibt,	 bei	 „Fehlschlagen“	 der	 Nachbesserung	 oder	 Ersatzlieferung	 (unzumutbare	 Verzögerung,	
nicht	sachgerechte	Durchführung,	Unmöglichkeit,	Verweigerung)	nach	seiner	Wahl	Preisminderung	oder	
Wandlung	(Rückgängigmachung	des	Vertrages)	–	außer	bei	Bauleistungen	–	verlangen	zu	können.	



4. Beim	Verkauf	von	Neugeräten	und	bei	der	Reparatur	von	beweglichen	Sachen	(Werkvertrag)	ist	eine	Be‐
schränkung	der	Gewährleistungsfrist	auf	weniger	als	12	Monate	in	AGB	nicht	möglich.	Zu	beachten	ist	die	
im	Gesetz	vorgesehene	Ausnahme,	wonach	das	Verbot	der	Abkürzung	von	Gewährleistungsfristen	für	Leis‐
tungen,	für	die	die	VOB	Vertragsgrundlage	ist,	nicht	gilt.	Unter	Bezug	auf	die	VOB	kann	daher	die	5‐Jahres‐
Gewährleistungsfrist	 (gemäß	BGB)	 „bei	Arbeiten	an	Bauwerken“	auf	4	Jahre,	 in	bestimmten	Fällen	sogar	
auf	2	Jahre,	verkürzt	werden.	Auf	die	VOB	2012	wird	hier	Bezug	genommen.	

� Die	 Kosten	 der	 Nachbesserung,	 insbesondere	 Transport‐,	 Wege‐,	 Arbeits‐	 und	 Materialkosten,	 müssen	 vom	
Gewährleistungspflichtigen	getragen	werden,	sofern	anstelle	des	Rechts	des	Kunden	auf	Wandlung	oder	Preis‐
minderung	nur	eine	Nachbesserungspflicht	oder	Ersatzlieferung	in	AGB	vorgesehen	wird.	

� Da	 ein	 Wandlungsrecht	 in	 nahezu	 allen	 AGB	 (aus	 gutem	 Grund)	 vorerst	 ausgeschlossen	 bleibt,	 besteht	 die	
Erfordernis	für	diese	AGB‐Verwender,	die	Beseitigung	begründeter	Mängel	im	Zuge	des	Gewährleistungsrechts	
für	den	Endkunden	kostenfrei	zu	erledigen.	

� Hierbei	ist	das	Erfordernis	der	sogenannten	Anfänglichkeit	des	Mangels	ein	besonderes	Problem.	Ein	„Mangel“	
gemäß	Kaufvertragsrecht	des	BGB	ist	nur	dann	ein	begründeter	(der	sodann	Kundenrechte	aufleben	lässt),	der	
bereits	bei	Übergabe	der	Ware	vorhanden	war.	Zu	diesem	sehr	komplexen	Thema	sind	hier	keine	vertiefenden	
Informationen	aufgeführt.	

� Der	Verwender	von	AGB	mit	unwirksamen	Bestimmungen	kann	auf	Unterlassung	verklagt	werden.	Vor	Klage‐
erhebung	wird	in	diesen	Fällen	eine	Abmahnung	versandt,	deren	Annahme	–	bei	klarer	Sachlage	–	i.	d.	R.	ratsam	
erscheint.	Die	Weigerung,	eine	Abmahnung	zu	akzeptieren,	wird	meistens	zur	Klageerhebung	führen.	Die	Kosten	
für	einen	verlorenen	Prozess	sind	bei	weitem	höher	als	die	Kosten	für	die	(wenngleich	nicht	bestellte)	Arbeit	des	
gegnerischen	Anwalts.	

Fazit:	Lassen	Sie	es	gar	nicht	erst	 zu	einer	Abmahnung	kommen.	Beachten	Sie	die	o.	a.	Grundregeln.	Allerdings	gilt	
auch:	Es	gibt	keine	„wasserdichten“,	100‐%‐sicheren	AGB.	Ein	Restrisiko	besteht	in	jedem	Fall.	

Sonder-AGB für handwerkliche Bauleistungen 
Angeboten,	 Auftragsbestätigungen	 und	 Rechnungen	 handwerklicher	 Bauleistungen,	 etwa	 im	 Bereich	 öffentliches	
Auftragswesen,	 können	 u.	U.	 darüber	 hinaus	 die	 VOB/B	 und	 die	 elektrospezifischen	 Teile	 der	 VOB/C	 beigefügt	
werden.	 VOB‐Regelungen	 und	 AGBs	 dürfen	 dabei	 einander	 nicht	 widersprechen.	 Aufgrund	 höchstrichterlicher	
Rechtsprechung	 sollte	 die	 VOB	 nicht	 gegenüber	 Verbrauchern	 (Privatkunden)	 Anwendung	 finden,	 sondern	 wird	
ausschließlich	zur	Anwendung	gegenüber	Unternehmen,	juristischen	Personen	des	öffentlichen	Rechts	und	öffentlich‐
rechtlichen	Sondervermögen	empfohlen.	



Anlage zum Angebot / Auftragsbestätigung 
_________________________________________________________________________________________________________________________ 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
_________________________________________________________________________________________________________________________ 

Unsere allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten, soweit nicht ausdrücklich etwas Anderes vereinbart ist, für alle Angebote, Aufträge, Kaufverträge und 
Lieferungen, die wir an Auftraggeber (Käufer) leisten. Sie gelten gleichfalls für künftige Geschäftsbeziehungen, auch wenn sie nicht nochmals ausdrücklich ver-
einbart werden. Abweichende allgemeine Geschäftsbedingungen des Käufers werden nicht anerkannt, auch wenn wir ihnen nicht ausdrücklich widersprechen. 
_________________________________________________________________________________________________________________________ 

I. Leistungs- und Reparaturbedingungen 

1 Allgemeines 
1.1 Im Unternehmerverkehr gilt für die Ausführung von Bauleistungen die Vergabe- 

und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) Teil B als Ganzes und betreffend 
DIN 18299, DIN 18382. DIN 18384, DIN 18385 und DIN 18386 als „Allgemeine 
Technische Vertragsbedingungen für Bauleistungen (ATV)“ auszugsweise auch 
Teil C.  

1.2 Zum Angebot des Werkunternehmers gehörige Unterlagen wie Abbildungen, 
Zeichnungen usw. sind nur annähernd als maß- und gewichtsgenau anzusehen, es 
sei denn, die Maß- und Gewichtsgenauigkeit wurde ausdrücklich bestätigt. An 
diesen Unterlagen behält sich der Werkunternehmer Eigentums- und Urheber-
recht vor. Sie dürfen ohne Einverständnis des Werkunternehmers Dritten nicht 
zugänglich gemacht oder auf sonstige Weise missbräuchlich verwendet werden. 
Wird der Auftrag nicht erteilt, so sind kundenindividuell erstellte Unterlagen un-
aufgefordert und in allen anderen Fällen nach Aufforderung unverzüglich zurück-
zusenden. 

2 Termine 
2.1 Der vereinbarte Liefer- oder Fertigstellungstermin ist nur dann verbindlich, wenn 

die Einhaltung nicht durch Umstände, die der Werkunternehmer nicht zu ver-
treten hat, unmöglich gemacht wird. Als solche Umstände sind auch Änderungen 
sowie Fehlen von Unterlagen (Baugenehmigung u. a.) anzusehen, die zur Auf-
tragsdurchführung notwendig sind.  

2.2 Der Kunde hat in Fällen des Verzugs (bei der Erstellung von Bauleistungen) nur 
dann den Anspruch aus § 8 Nr. 3 VOB/B, wenn für Beginn und Fertigstellung 
eine Zeit nach dem Kalender schriftlich vereinbart war und der Kunde nach Ab-
lauf dieser Zeit eine angemessene Nachfrist gesetzt und erklärt hat, dass er nach 
fruchtlosem Ablauf der Frist den Auftrag entziehen wird.  

3 Kosten für die nicht durchgeführten Aufträge 
Da Fehlersuchzeit Arbeitszeit ist, wird – im Falle, dass keine Gewährleistungsarbeiten 
vorliegen – der entstandene und zu belegende Aufwand dem Kunden in Rechnung ge-
stellt, wenn ein Auftrag nicht durchgeführt werden kann, weil:  
3.1 der beanstandete Fehler unter Beachtung der Regeln der Technik nicht festgestellt 

werden konnte;  
3.2 der Kunde den vereinbarten Termin schuldhaft versäumt;  
3.3 der Auftrag während der Durchführung zurückgezogen wurde;  
3.4 die Empfangsbedingungen bei Nutzung entsprechender Produkte aus dem Be-

reich Unterhaltungselektronik nicht einwandfrei gegeben sind. 

4 Gewährleistung und Haftung 
4.1 Die Gewährleistungsfrist für alle Arbeitsleistungen, Reparaturen etc., die keine 

Bauleistungen sind, und für eingebautes Material beträgt 1 Jahr. Im Unter-
nehmerverkehr gilt bei der Ausführung von Bauleistungen die VOB/B als Ganzes 
sowie auszugsweise die VOB/C. 

4.2 Bei Vorliegen eines Mangels hat der Kunde dem Werkunternehmer eine an-
gemessene Frist zur Nacherfüllung zu setzen. Der Kunde hat insbesondere dafür 
Sorge zu tragen, dass der beanstandete Gegenstand zur Untersuchung und Durch-
führung der Nacherfüllung dem Werkunternehmer oder dessen Beauftragung zur 
Verfügung steht. 

4.3 Ist der Werkunternehmer zur Nacherfüllung verpflichtet, kann er diese nach 
eigener Wahl durch Beseitigung des Mangels oder durch Neuherstellung des 
Werkes erbringen.  

4.4 Schlägt die Nacherfüllung fehl, ist der Kunde berechtigt, die Vergütung zu 
mindern oder vom Vertrag zurückzutreten. Der Rücktritt ist ausgeschlossen bei 
Unerheblichkeit der Pflichtverletzung des Unternehmers oder wenn Gegenstand 
des Vertrages eine Bauleistung ist. 

4.5 Bei einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer 
fahrlässigen Pflichtverletzung des Werkunternehmers oder einer vorsätzlichen 
oder fahrlässigen Pflichtverletzung seines gesetzlichen Vertreters oder Er-
füllungsgehilfen beruht, haftet der Werkunternehmer nach den gesetzlichen Be-
stimmungen. Das Gleiche gilt für sonstige Schäden, die auf einer grob fahr-
lässigen Pflichtverletzung des Werkunternehmers oder auf einer vorsätzlichen 
oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung seines gesetzlichen Vertreters oder Er-
füllungsgehilfen beruhen. Für sonstige Schäden, die auf die Verletzung wesent-
licher Pflichten infolge leichter Fahrlässigkeit des Werkunternehmers, seiner 
gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruhen, ist die Haftung des Werk-
unternehmers auf den vorhersehbaren vertragstypischen Schaden bis zu maximal 
zum doppelten Wert des Auftragsgegenstandes begrenzt. 
Ausgeschlossen sind Schadenersatzansprüche für sonstige Schäden bei der Ver-
letzung von Nebenpflichten im Falle leichter Fahrlässigkeit. Der Werkunter-
nehmer haftet nicht für sonstige Schäden aus Verzug, die auf einfacher Fahr-

lässigkeit beruhen; die gesetzlichen Rechte des Kunden nach Ablauf einer an-
gemessenen Nachfrist bleiben davon unberührt. Die vorstehenden Haftungsaus-
schlüsse und/oder Beschränkungen gelten nicht, sofern der Werkunternehmer 
einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine selbstständige Garantie für die Be-
schaffenheit der Sache übernommen hat. Ansprüche des Kunden auf Ersatz ver-
geblicher Aufwendungen statt des Schadenersatzanspruchs statt der Leistung 
bleiben unberührt. 

5 Erweitertes Pfandrecht des Werkunternehmers an beweglichen Sachen 
5.1 Dem Werkunternehmer steht wegen seiner Forderung aus dem Auftrag ein Pfand-

recht an dem aufgrund des Auftrags in seinen Besitz gelangten Gegenstand des 
Kunden zu. Das Pfandrecht kann auch wegen Forderungen aus früher durch-
geführten Arbeiten, Ersatzteillieferungen und sonstigen Leistungen geltend ge-
macht werden, soweit sie mit dem Gegenstand im Zusammenhang stehen. Für 
sonstige Ansprüche aus der Geschäftsverbindung gilt das Pfandrecht nur, soweit 
diese unbestritten oder rechtskräftig sind. 

5.2 Wird der Gegenstand nicht innerhalb 4 Wochen nach Abholaufforderung ab-
geholt, kann vom Werkunternehmer mit Ablauf dieser Frist ein angemessenes 
Lagergeld berechnet werden. Erfolgt nicht spätestens 3 Monate nach der Abhol-
aufforderung die Abholung, entfällt die Verpflichtung zur weiteren Aufbewah-
rung und jede Haftung für leicht fahrlässige Beschädigung oder Untergang. 1 Mo-
nat vor Ablauf dieser Frist ist dem Kunden eine Verkaufsandrohung zuzusenden. 
Der Werkunternehmer ist berechtigt, den Gegenstand nach Ablauf dieser Frist zur 
Deckung seiner Forderungen zum Verkehrswert zu veräußern. Ein etwaiger 
Mehrerlös ist dem Kunden zu erstatten. 

6 Eigentumsvorbehalt 
Soweit die anlässlich von Reparaturen eingefügten Ersatzteile o. Ä. nicht wesentliche 
Bestandteile werden, behält sich der Werkunternehmer das Eigentum an diesen ein-
gebauten Teilen bis zum Ausgleich aller Forderungen des Werkunternehmers aus dem 
Vertrag vor. 
Kommt der Kunde in Zahlungsverzug oder kommt er seinen Verpflichtungen aus dem 
Eigentumsvorbehalt nicht nach und hat der Werkunternehmer deshalb den Rücktritt 
vom Vertrag erklärt, kann der Werkunternehmer den Gegenstand zum Zweck des 
Ausbaus der eingefügten Teile herausverlangen. Sämtliche Kosten der Zurückholung 
und des Ausbaus trägt der Kunde. 
Erfolgt die Reparatur beim Kunden, so hat der Kunde dem Werkunternehmer die Ge-
legenheit zu geben, den Ausbau beim Kunden vorzunehmen. Arbeits- und Wegekosten 
gehen zu Lasten des Kunden. Gibt der Kunde die Gelegenheit zum Ausbau nicht, gilt 
Ziffer 6 Abs. 2 Sätze 1 und 2 entsprechend. 

II. Verkaufsbedingungen 

1 Eigentumsvorbehalt 
Die verkauften Gegenstände und Anlagen bleiben Eigentum des Verkäufers bis zur Er-
füllung sämtlicher aus diesem Vertrag ihm gegen den Kunden zustehender Ansprüche. 
Der Eigentumsvorbehalt bleibt auch bestehen für alle Forderungen, die der Verkäufer 
gegenüber dem Kunden im Zusammenhang mit dem Kaufgegenstand, z. B. aufgrund 
von Reparaturen oder Ersatzteillieferungen sowie sonstiger Leistungen nachträglich 
erwirbt. Letzteres gilt nicht, wenn die Reparatur durch den Werkunternehmer un-
zumutbar verzögert wird oder fehlgeschlagen ist. Bis zur Erfüllung der vorgenannten 
Ansprüche des Verkäufers dürfen die Gegenstände nicht weiterveräußert, vermietet, 
verliehen bzw. verschenkt und auch nicht bei Dritten in Reparatur gegeben werden. 
Ebenso sind Sicherungsübereignung und Verpfändung untersagt. 
Ist der Kunde Händler (Wiederverkäufer), so ist ihm die Weiterveräußerung im ge-
wöhnlichen Geschäftsgang unter der Voraussetzung gestattet, dass die Forderungen 
aus dem Weiterverkauf gegenüber seinen Abnehmern oder Dritten einschließlich sämt-
licher Nebenrechte in Höhe der Rechnungswerte des Verkäufers bereits jetzt an den 
Verkäufer abgetreten werden. 

Während der Dauer des Eigentumsvorbehaltes ist der Kunde zum Besitz und Gebrauch 
des Kaufgegenstandes berechtigt, solange er seinen Verpflichtungen aus dem Eigen-
tumsvorbehalt nachkommt und sich nicht in Zahlungsverzug befindet. Kommt der 
Kunde in Zahlungsverzug oder kommt er seinen Verpflichtungen aus dem Eigentums-
vorbehalt nicht nach und hat der Verkäufer deshalb den Rücktritt vom Vertrag erklärt, 
kann der Verkäufer den Kaufgegenstand vom Käufer herausverlangen und nach An-
drohung mit angemessener Frist den Kaufgegenstand unter Verrechnung auf den Kauf-
preis durch freihändigen Verkauf bestmöglich verwerten. Sämtliche Kosten der Rück-
nahme und der Verwertung des Kaufgegenstandes trägt der Käufer. Bei Zugriffen von 
Dritten, insbesondere bei Pfändung des Kaufgegenstandes oder bei Ausübung des 
Unternehmerpfandrechts einer Werkstatt, hat der Kunde dem Verkäufer sofort schrift-
lich Mitteilung zu machen und den Dritten unverzüglich auf den Eigentumsvorbehalt 
des Verkäufers hinzuweisen. Der Käufer trägt alle Kosten, die zur Aufgebung des Zu-
griffs und zu einer Wiederbeschaffung des Kaufgegenstandes aufgewendet werden 
müssen, soweit sie nicht von Dritten eingezogen werden können. Der Käufer hat die 
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Pflicht, den Kaufgegenstand während der Dauer des Eigentumsvorbehalts in ordnungs-
gemäßem Zustand zu halten sowie alle vorgesehenen Wartungsarbeiten und erforder-
lichen Instandsetzungen unverzüglich vom Verkäufer ausführen zu lassen. 
Der Verkäufer verpflichtet sich, die ihm zustehenden Sicherungen insoweit freizu-
geben, als ihr Wert die zu sichernden Forderungen, soweit diese noch nicht beglichen 
sind, um mehr als 10 % übersteigt. 

2 Abnahme und Abnahmeverzug  
Nimmt der Kunde den Gegenstand nicht fristgemäß ab, ist der Verkäufer berechtigt, 
ihm eine angemessene Nachfrist zu setzen, nach deren Ablauf anderweitig über den 
Gegenstand zu verfügen und den Kunden mit angemessen verlängerter Nachfrist zu 
beliefern. Unberührt davon bleiben die Rechte des Verkäufers, nach Nachfristsetzung 
vom Vertrag zurückzutreten oder Schadenersatz zu verlangen. Im Rahmen einer 
Schadenersatzforderung kann der Verkäufer 20 % des vereinbarten Preises ohne Mehr-
wertsteuer als Entschädigung ohne Nachweis fordern, sofern nicht nachweislich kein 
oder ein wesentlich geringerer Schaden entstanden ist. Die Geltendmachung eines tat-
sächlich höheren Schadens bleibt vorbehalten. Der Kunde ist gehalten, Teillieferungen 
(Vorablieferungen) anzunehmen, soweit dies zumutbar ist. 

3 Gewährleistung und Haftung 
3.1 Mängelansprüche für alle verkauften neuen Gegenstände verjähren in 2 Jahren, 

bei gebrauchten Gegenständen in 1 Jahr seit Ablieferung der Sache. Offensicht-
liche Mängel müssen innerhalb zwei Wochen nach Ablieferung – bezogen auf die 
Absendung der Anzeige – gegenüber dem Verkäufer gerügt werden, ansonsten ist 
der Verkäufer von der Mängelhaftung befreit.  

3.2 Ist der Liefergegenstand mangelhaft, so hat der Käufer folgende Rechte: 
3.2.1 Der Verkäufer ist zur Nacherfüllung verpflichtet und wird diese durch Be-

seitigung des Mangels oder die Lieferung einer mangelfreien Sache er-
bringen. 

3.2.2 Schlägt die Nachbesserung fehl, so ist der Käufer berechtigt, vom Vertrag 
zurückzutreten oder den Kaufpreis zu mindern. Der Rücktritt ist ausge-
schlossen, wenn die Pflichtverletzung des Verkäufers nur unerheblich ist. 

3.2.3 Ein Mangel des Liefergegenstandes liegt nicht vor: Bei Fehlern, die durch 
Beschädigung, falschen Anschluss oder falsche Bedienung durch den 
Kunden verursacht werden, bei Schäden durch höhere Gewalt, z. B. Blitz-
schlag, bei Fehlern infolge von Überbeanspruchung mechanischer oder 
elektromechanischer Teile, durch nicht bestimmungsgemäßen Gebrauch 
oder durch Verschmutzung oder außergewöhnliche, mechanische, che-
mische oder atmosphärische Einflüsse. Im Bereich der Unterhaltungs-
elektronik (Consumer Electronics) liegt ein Mangel auch dann nicht vor, 
wenn die Empfangsqualität durch ungünstige Empfangsbedingungen oder 
mangelhafte Antennen oder durch äußere Einflüsse beeinträchtigt ist, bei 
Schäden durch vom Kunden eingelegte, ungeeignete oder mangelhafte 
Batterien. 

4 Haftung auf Schadenersatz 
4.1 Bei einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer 

fahrlässigen Pflichtverletzung des Verkäufers oder einer vorsätzlichen oder fahr-
lässigen Pflichtverletzung seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen 
beruht, haftet der Verkäufer nach den gesetzlichen Bestimmungen.  

4.2 Für sonstige Schäden gilt Folgendes: 
4.2.1 Für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Ver-

käufers oder auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtver-
letzung seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruhen, 
haftet der Verkäufer nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

4.2.2 Für Schäden, die auf der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten infolge 
leichter Fahrlässigkeit des Verkäufers, seiner gesetzlichen Vertreter oder 
Erfüllungsgehilfen beruhen, ist die Haftung des Verkäufers auf den vorher-
sehbaren vertragstypischen Schaden bis zu maximal zum doppelten Wert 
des Liefergegenstandes begrenzt. 

4.2.3 Schadenersatzansprüche für sonstige Schäden bei der Verletzung von 
Nebenpflichten oder nicht wesentlichen Pflichten im Falle leichter Fahr-
lässigkeit sind ausgeschlossen. 

4.2.4 Schadenersatzansprüche aus Verzug, die auf einfacher Fahrlässigkeit be-
ruhen, sind ausgeschlossen; die gesetzlichen Rechte des Käufers nach Ab-
lauf einer angemessenen Nachfrist bleiben unberührt. 

4.3 Die Haftungsausschlüsse oder Beschränkungen gelten nicht, sofern der Verkäufer 
einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit 
der Sache übernommen hat. 

4.4 Der Anspruch des Käufers auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen anstelle des 
Schadenersatzes statt der Leistung bleibt unberührt. 

5 Rücktritt 
Bei Rücktritt sind Verkäufer und Kunde verpflichtet, die voneinander empfangenen 
Leistungen zurückzugewähren. Für die Überlassung des Gebrauchs oder die Benut-
zung ist deren Wert zu vergüten, wobei auf die inzwischen eingetretene Wert-
minderung des Verkaufsgegenstandes Rücksicht zu nehmen ist. 

III. Gemeinsame Bestimmungen für  
Leistungen, Reparaturen und Verkäufe 

1 Preise und Zahlungsbedingungen 
1.1 Die Endpreise verstehen sich ab Betriebssitz des Werkunternehmers bzw. Ver-

käufers inkl. Mehrwertsteuer. 
1.2 Alle Rechnungsbeträge sind sofort nach Rechnungserteilung in einer Summe 

zahlbar. Teilzahlungen bei Verkäufen sind nur möglich, wenn sie vorher schrift-
lich vereinbart wurden. 

1.3 Reparaturrechnungen sind bar zu bezahlen. Schecks und Wechsel werden nur 
zahlungshalber angenommen und nur nach besonderer Vereinbarung. 

1.4 Für Leistungen, die im Auftrag nicht enthalten sind oder die von der Leis-
tungsbeschreibung abweichen, kann ein Nachtragsangebot vom Kunden ange-
fordert oder vom Werkunternehmer abgegeben werden. Soweit dies nicht erfolgt, 
werden diese Leistungen nach Aufmaß und Zeit berechnet. Hinsichtlich der An-
zeige und des Nachweises von Zeitarbeiten gilt bei der Erstellung von Bau-
leistungen § 15 Nr. 5 VOB/B. 

1.5 Bei Aufträgen, deren Ausführung über einen Monat andauert, sind je nach Fort-
schreiten der Arbeiten Abschlagszahlungen in Höhe von 90 % des jeweiligen 
Wertes der geleisteten Arbeiten zu erbringen. Die Abschlagszahlungen sind vom 
Werkunternehmer anzufordern und binnen 10 Tagen ab Rechnungsdatum vom 
Kunden zu leisten. 

2 Sicherheit und Datenschutz 
Alle Kundendaten werden unter Beachtung der Vorschriften des Bundesdatenschutz-
gesetzes (BDSG) und des Teledienstdatenschutzgesetzes (TDDSG) von uns ge-
speichert und verarbeitet. Sie haben jederzeit ein Recht auf kostenlose Auskunft, Be-
richtigung, Sperrung und Löschung Ihrer gespeicherten Daten; bitte senden Sie uns Ihr 
Verlangen per Post oder Fax.  
Ihre personenbezogenen Daten einschließlich Ihrer Haus- und E-Mail-Adresse geben 
wir nicht ohne Ihre ausdrückliche und jederzeit widerrufliche Einwilligung an Dritte 
weiter. Der Geschäftspartner erklärt sich einverstanden und darüber informiert, dass 
alle ihn betreffenden Daten aus der Geschäftsbeziehung, auch personenbezogene 
i. S. d. BDSG, im Rahmen unserer elektronischen Datenverarbeitung gespeichert und 
im Rahmen der Auftragsbearbeitung an beauftragte Dienstleister weitergegeben 
werden. 

3 Salvatorische Klausel 
Durch die Unwirksamkeit einzelner Klauseln wird die Wirksamkeit der anderen Be-
stimmungen nicht berührt. Ungültige Klauseln sind durch solche gültigen Regelungen 
zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Regelungen am 
nächsten kommen. 

4 Gerichtsstand 
Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der Geschäftsverbindung 
mit Kaufleuten einschließlich Wechsel- und Scheckforderungen ist ausschließlicher 
Gerichtsstand der Sitz des Werkunternehmers bzw. des Verkäufers. 

 
 
 
 
 
 
 
 

__________________________________________________________________ 
Alle vorgenannten Hinweise auf die VOB bei der Ausführung von Bauleistungen beziehen 
sich ausschließlich auf den Rechtsverkehr mit Unternehmern, nicht auf den Rechtsverkehr 
mit Verbrauchern. § 13 Nr. 4 VOB/B - Ausgabe 2012 - hat folgenden Inhalt: 
1. Ist für Mängelansprüche keine Verjährungsfrist im Vertrag vereinbart, so beträgt sie 

für Bauwerke 4 Jahre, für andere Werke, deren Erfolg in der Herstellung, Wartung 
oder Veränderung einer Sache besteht, und für die vom Feuer berührten Teile von 
Feuerungsanlagen 2 Jahre. Abweichend von Satz 1 beträgt die Verjährungsfrist für 
feuerberührte und abgasdämmende Teile von industriellen Feuerungsanlagen 1 Jahr. 

2. Ist für Teile von maschinellen und elektrotechnischen/elektronischen Anlagen, bei 
denen die Wartung Einfluss auf die Sicherheit und Funktionsfähigkeit hat, nichts 
anderes vereinbart, beträgt für diese Anlagenteile die Verjährungsfrist für Mängel-
ansprüche abweichend von Nummer 1 zwei Jahre, wenn der Auftraggeber sich dafür 
entschieden hat, dem Auftragnehmer die Wartung für die Dauer der Verjährungsfrist 
nicht zu übertragen; dies gilt auch, wenn für weitere Leistungen eine andere Ver-
jährungsfrist vereinbart ist. 

3. Die Frist beginnt mit der Abnahme der gesamten Leistung; nur für in sich ab-
geschlossene Teile der Leistung beginnt sie mit der Teilabnahme (§ 12 Absatz 2). 



Anlage zum Angebot / Auftragsbestätigung 
_________________________________________________________________________________________________________________________ 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
_________________________________________________________________________________________________________________________ 
Unsere allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten, soweit nicht ausdrücklich etwas Anderes vereinbart ist, für alle Angebote, Aufträge, Kaufverträge und Lieferungen, die wir an Auftraggeber (Käufer) leisten. Sie gelten gleichfalls für künftige 
Geschäftsbeziehungen, auch wenn sie nicht nochmals ausdrücklich vereinbart werden. Abweichende allgemeine Geschäftsbedingungen des Käufers werden nicht anerkannt, auch wenn wir ihnen nicht ausdrücklich widersprechen. 

_________________________________________________________________________________________________________________________ 
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I. Leistungs- und Reparaturbedingungen 
1 Allgemeines  
1.1 Im Unternehmerverkehr gilt für die Ausführung von Bauleistungen die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 

(VOB) Teil B als Ganzes und betreffend DIN 18299, DIN 18382. DIN 18384, DIN 18385 und DIN 18386 als „All-
gemeine Technische Vertragsbedingungen für Bauleistungen (ATV)“ auszugsweise auch Teil C.  

1.2 Zum Angebot des Werkunternehmers gehörige Unterlagen wie Abbildungen, Zeichnungen usw. sind nur annähernd als 
maß- und gewichtsgenau anzusehen, es sei denn, die Maß- und Gewichtsgenauigkeit wurde ausdrücklich bestätigt. An 
diesen Unterlagen behält sich der Werkunternehmer Eigentums- und Urheberrecht vor. Sie dürfen ohne Einverständnis 
des Werkunternehmers Dritten nicht zugänglich gemacht oder auf sonstige Weise missbräuchlich verwendet werden. 
Wird der Auftrag nicht erteilt, so sind kundenindividuell erstellte Unterlagen unaufgefordert und in allen anderen Fällen 
nach Aufforderung unverzüglich zurückzusenden. 

2 Termine 
2.1 Der vereinbarte Liefer- oder Fertigstellungstermin ist nur dann verbindlich, wenn die Einhaltung nicht durch Umstände, 

die der Werkunternehmer nicht zu vertreten hat, unmöglich gemacht wird. Als solche Umstände sind auch Änderungen 
sowie Fehlen von Unterlagen (Baugenehmigung u. a.) anzusehen, die zur Auftragsdurchführung notwendig sind.  

2.2 Der Kunde hat in Fällen des Verzugs (bei der Erstellung von Bauleistungen) nur dann den Anspruch aus § 8 Nr. 3 
VOB/B, wenn für Beginn und Fertigstellung eine Zeit nach dem Kalender schriftlich vereinbart war und der Kunde nach 
Ablauf dieser Zeit eine angemessene Nachfrist gesetzt und erklärt hat, dass er nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Auf-
trag entziehen wird.  

3 Kosten für die nicht durchgeführten Aufträge 
Da Fehlersuchzeit Arbeitszeit ist, wird – im Falle, dass keine Gewährleistungsarbeiten vorliegen – der entstandene und zu be-
legende Aufwand dem Kunden in Rechnung gestellt, wenn ein Auftrag nicht durchgeführt werden kann, weil:  

3.1 der beanstandete Fehler unter Beachtung der Regeln der Technik nicht festgestellt werden konnte;  

3.2 der Kunde den vereinbarten Termin schuldhaft versäumt;  

3.3 der Auftrag während der Durchführung zurückgezogen wurde;  

3.4 die Empfangsbedingungen bei Nutzung entsprechender Produkte aus dem Bereich Unterhaltungselektronik nicht ein-
wandfrei gegeben sind. 

4 Gewährleistung und Haftung 
4.1 Die Gewährleistungsfrist für alle Arbeitsleistungen, Reparaturen etc., die keine Bauleistungen sind, und für eingebautes 

Material beträgt 1 Jahr. Im Unternehmerverkehr gilt bei der Ausführung von Bauleistungen die VOB/B als Ganzes sowie 
auszugsweise die VOB/C. 

4.2 Bei Vorliegen eines Mangels hat der Kunde dem Werkunternehmer eine angemessene Frist zur Nacherfüllung zu setzen. 
Der Kunde hat insbesondere dafür Sorge zu tragen, dass der beanstandete Gegenstand zur Untersuchung und Durch-
führung der Nacherfüllung dem Werkunternehmer oder dessen Beauftragung zur Verfügung steht. 

4.3 Ist der Werkunternehmer zur Nacherfüllung verpflichtet, kann er diese nach eigener Wahl durch Beseitigung des Mangels 
oder durch Neuherstellung des Werkes erbringen.  

4.4 Schlägt die Nacherfüllung fehl, ist der Kunde berechtigt, die Vergütung zu mindern oder vom Vertrag zurückzutreten. 
Der Rücktritt ist ausgeschlossen bei Unerheblichkeit der Pflichtverletzung des Unternehmers oder wenn Gegenstand des 
Vertrages eine Bauleistung ist. 

4.5 Bei einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer fahrlässigen Pflichtverletzung des 
Werkunternehmers oder einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung seines gesetzlichen Vertreters oder Er-
füllungsgehilfen beruht, haftet der Werkunternehmer nach den gesetzlichen Bestimmungen. Das Gleiche gilt für sonstige 
Schäden, die auf einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Werkunternehmers oder auf einer vorsätzlichen oder grob 
fahrlässigen Pflichtverletzung seines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen beruhen. Für sonstige Schäden, die 
auf die Verletzung wesentlicher Pflichten infolge leichter Fahrlässigkeit des Werkunternehmers, seiner gesetzlichen Ver-
treter oder Erfüllungsgehilfen beruhen, ist die Haftung des Werkunternehmers auf den vorhersehbaren vertragstypischen 
Schaden bis zu maximal zum doppelten Wert des Auftragsgegenstandes begrenzt. 

Ausgeschlossen sind Schadenersatzansprüche für sonstige Schäden bei der Verletzung von Nebenpflichten im Falle 
leichter Fahrlässigkeit. Der Werkunternehmer haftet nicht für sonstige Schäden aus Verzug, die auf einfacher Fahrlässig-
keit beruhen; die gesetzlichen Rechte des Kunden nach Ablauf einer angemessenen Nachfrist bleiben davon unberührt. 
Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und/oder Beschränkungen gelten nicht, sofern der Werkunternehmer einen 
Mangel arglistig verschwiegen oder eine selbstständige Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen hat. An-
sprüche des Kunden auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen statt des Schadenersatzanspruchs statt der Leistung bleiben 
unberührt. 

5 Erweitertes Pfandrecht des Werkunternehmers an beweglichen Sachen 
5.1 Dem Werkunternehmer steht wegen seiner Forderung aus dem Auftrag ein Pfandrecht an dem aufgrund des Auftrags in 

seinen Besitz gelangten Gegenstand des Kunden zu. Das Pfandrecht kann auch wegen Forderungen aus früher durch-
geführten Arbeiten, Ersatzteillieferungen und sonstigen Leistungen geltend gemacht werden, soweit sie mit dem Gegen-
stand im Zusammenhang stehen. Für sonstige Ansprüche aus der Geschäftsverbindung gilt das Pfandrecht nur, soweit 
diese unbestritten oder rechtskräftig sind. 

5.2 Wird der Gegenstand nicht innerhalb 4 Wochen nach Abholaufforderung abgeholt, kann vom Werkunternehmer mit Ab-
lauf dieser Frist ein angemessenes Lagergeld berechnet werden. Erfolgt nicht spätestens 3 Monate nach der Abholauf-
forderung die Abholung, entfällt die Verpflichtung zur weiteren Aufbewahrung und jede Haftung für leicht fahrlässige 
Beschädigung oder Untergang. 1 Monat vor Ablauf dieser Frist ist dem Kunden eine Verkaufsandrohung zuzusenden. 
Der Werkunternehmer ist berechtigt, den Gegenstand nach Ablauf dieser Frist zur Deckung seiner Forderungen zum Ver-
kehrswert zu veräußern. Ein etwaiger Mehrerlös ist dem Kunden zu erstatten. 

6 Eigentumsvorbehalt 
Soweit die anlässlich von Reparaturen eingefügten Ersatzteile o. Ä. nicht wesentliche Bestandteile werden, behält sich der 
Werkunternehmer das Eigentum an diesen eingebauten Teilen bis zum Ausgleich aller Forderungen des Werkunternehmers aus 
dem Vertrag vor. 

Kommt der Kunde in Zahlungsverzug oder kommt er seinen Verpflichtungen aus dem Eigentumsvorbehalt nicht nach und hat 
der Werkunternehmer deshalb den Rücktritt vom Vertrag erklärt, kann der Werkunternehmer den Gegenstand zum Zweck des 
Ausbaus der eingefügten Teile herausverlangen. Sämtliche Kosten der Zurückholung und des Ausbaus trägt der Kunde. 

Erfolgt die Reparatur beim Kunden, so hat der Kunde dem Werkunternehmer die Gelegenheit zu geben, den Ausbau beim 
Kunden vorzunehmen. Arbeits- und Wegekosten gehen zu Lasten des Kunden. Gibt der Kunde die Gelegenheit zum Ausbau 
nicht, gilt Ziffer 6 Abs. 2 Sätze 1 und 2 entsprechend. 

II. Verkaufsbedingungen 
1 Eigentumsvorbehalt 

Die verkauften Gegenstände und Anlagen bleiben Eigentum des Verkäufers bis zur Erfüllung sämtlicher aus diesem Vertrag ihm 
gegen den Kunden zustehender Ansprüche. Der Eigentumsvorbehalt bleibt auch bestehen für alle Forderungen, die der Ver-
käufer gegenüber dem Kunden im Zusammenhang mit dem Kaufgegenstand, z. B. aufgrund von Reparaturen oder Ersatzteil-
lieferungen sowie sonstiger Leistungen nachträglich erwirbt. Letzteres gilt nicht, wenn die Reparatur durch den Werkunter-
nehmer unzumutbar verzögert wird oder fehlgeschlagen ist. Bis zur Erfüllung der vorgenannten Ansprüche des Verkäufers 
dürfen die Gegenstände nicht weiterveräußert, vermietet, verliehen bzw. verschenkt und auch nicht bei Dritten in Reparatur ge-
geben werden. Ebenso sind Sicherungsübereignung und Verpfändung untersagt. 

Ist der Kunde Händler (Wiederverkäufer), so ist ihm die Weiterveräußerung im gewöhnlichen Geschäftsgang unter der Voraus-
setzung gestattet, dass die Forderungen aus dem Weiterverkauf gegenüber seinen Abnehmern oder Dritten einschließlich sämt-
licher Nebenrechte in Höhe der Rechnungswerte des Verkäufers bereits jetzt an den Verkäufer abgetreten werden. 

Während der Dauer des Eigentumsvorbehaltes ist der Kunde zum Besitz und Gebrauch des Kaufgegenstandes berechtigt, so-
lange er seinen Verpflichtungen aus dem Eigentumsvorbehalt nachkommt und sich nicht in Zahlungsverzug befindet. Kommt 
der Kunde in Zahlungsverzug oder kommt er seinen Verpflichtungen aus dem Eigentumsvorbehalt nicht nach und hat der Ver-
käufer deshalb den Rücktritt vom Vertrag erklärt, kann der Verkäufer den Kaufgegenstand vom Käufer herausverlangen und 
nach Androhung mit angemessener Frist den Kaufgegenstand unter Verrechnung auf den Kaufpreis durch freihändigen Verkauf 
bestmöglich verwerten. Sämtliche Kosten der Rücknahme und der Verwertung des Kaufgegenstandes trägt der Käufer. Bei Zu-
griffen von Dritten, insbesondere bei Pfändung des Kaufgegenstandes oder bei Ausübung des Unternehmerpfandrechts einer 
Werkstatt, hat der Kunde dem Verkäufer sofort schriftlich Mitteilung zu machen und den Dritten unverzüglich auf den Eigen-
tumsvorbehalt des Verkäufers hinzuweisen. Der Käufer trägt alle Kosten, die zur Aufgebung des Zugriffs und zu einer Wieder-
beschaffung des Kaufgegenstandes aufgewendet werden müssen, soweit sie nicht von Dritten eingezogen werden können. Der 
Käufer hat die Pflicht, den Kaufgegenstand während der Dauer des Eigentumsvorbehalts in ordnungsgemäßem Zustand zu 
halten sowie alle vorgesehenen Wartungsarbeiten und erforderlichen Instandsetzungen unverzüglich vom Verkäufer ausführen 
zu lassen. 

 

 

Der Verkäufer verpflichtet sich, die ihm zustehenden Sicherungen insoweit freizugeben, als ihr Wert die zu sichernden 
Forderungen, soweit diese noch nicht beglichen sind, um mehr als 10 % übersteigt. 

2 Abnahme und Abnahmeverzug  
Nimmt der Kunde den Gegenstand nicht fristgemäß ab, ist der Verkäufer berechtigt, ihm eine angemessene Nachfrist zu setzen, 
nach deren Ablauf anderweitig über den Gegenstand zu verfügen und den Kunden mit angemessen verlängerter Nachfrist zu be-
liefern. Unberührt davon bleiben die Rechte des Verkäufers, nach Nachfristsetzung vom Vertrag zurückzutreten oder Schaden-
ersatz zu verlangen. Im Rahmen einer Schadenersatzforderung kann der Verkäufer 20 % des vereinbarten Preises ohne Mehr-
wertsteuer als Entschädigung ohne Nachweis fordern, sofern nicht nachweislich kein oder ein wesentlich geringerer Schaden 
entstanden ist. Die Geltendmachung eines tatsächlich höheren Schadens bleibt vorbehalten. Der Kunde ist gehalten, Teil-
lieferungen (Vorablieferungen) anzunehmen, soweit dies zumutbar ist. 

3 Gewährleistung und Haftung. 
3.1 Mängelansprüche für alle verkauften neuen Gegenstände verjähren in 2 Jahren, bei gebrauchten Gegenständen in 1 Jahr 

seit Ablieferung der Sache. Offensichtliche Mängel müssen innerhalb zwei Wochen nach Ablieferung – bezogen auf die 
Absendung der Anzeige – gegenüber dem Verkäufer gerügt werden, ansonsten ist der Verkäufer von der Mängelhaftung 
befreit.  

3.2 Ist der Liefergegenstand mangelhaft, so hat der Käufer folgende Rechte: 

3.2.1 Der Verkäufer ist zur Nacherfüllung verpflichtet und wird diese durch Beseitigung des Mangels oder die Lieferung 
einer mangelfreien Sache erbringen. 

3.2.2 Schlägt die Nachbesserung fehl, so ist der Käufer berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten oder den Kaufpreis zu 
mindern. Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn die Pflichtverletzung des Verkäufers nur unerheblich ist. 

3.2.3 Ein Mangel des Liefergegenstandes liegt nicht vor: Bei Fehlern, die durch Beschädigung, falschen Anschluss oder 
falsche Bedienung durch den Kunden verursacht werden, bei Schäden durch höhere Gewalt, z. B. Blitzschlag, bei 
Fehlem infolge von Überbeanspruchung mechanischer oder elektromechanischer Teile, durch nicht bestimmungs-
gemäßen Gebrauch oder durch Verschmutzung oder außergewöhnliche, mechanische, chemische oder atmosphärische 
Einflüsse. Im Bereich der Unterhaltungselektronik (Consumer Electronics) liegt ein Mangel auch dann nicht vor, 
wenn die Empfangsqualität durch ungünstige Empfangsbedingungen oder mangelhafte Antennen oder durch äußere 
Einflüsse beeinträchtigt ist, bei Schäden durch vom Kunden eingelegte, ungeeignete oder mangelhafte Batterien. 

4 Haftung auf Schadenersatz 
4.1 Bei einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer fahrlässigen Pflichtverletzung des Ver-

käufers oder einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen 
beruht, haftet der Verkäufer nach den gesetzlichen Bestimmungen.  

4.2 Für sonstige Schäden gilt Folgendes: 

4.2.1 Für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Verkäufers oder auf einer vorsätzlichen oder grob 
fahrlässigen Pflichtverletzung seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruhen, haftet der Verkäufer 
nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

4.2.2 Für Schäden, die auf der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten infolge leichter Fahrlässigkeit des Verkäufers, 
seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruhen, ist die Haftung des Verkäufers auf den vorhersehbaren 
vertragstypischen Schaden bis zu maximal zum doppelten Wert des Liefergegenstandes begrenzt. 

4.2.3 Schadenersatzansprüche für sonstige Schäden bei der Verletzung von Nebenpflichten oder nicht wesentlichen 
Pflichten im Falle leichter Fahrlässigkeit sind ausgeschlossen. 

4.2.4 Schadenersatzansprüche aus Verzug, die auf einfacher Fahrlässigkeit beruhen, sind ausgeschlossen; die gesetzlichen 
Rechte des Käufers nach Ablauf einer angemessenen Nachfrist bleiben unberührt. 

4.3 Die Haftungsausschlüsse oder Beschränkungen gelten nicht, sofern der Verkäufer einen Mangel arglistig verschwiegen 
oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen hat. 

4.4 Der Anspruch des Käufers auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen anstelle des Schadenersatzes statt der Leistung bleibt 
unberührt. 

5 Rücktritt 
Bei Rücktritt sind Verkäufer und Kunde verpflichtet, die voneinander empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Für die 
Überlassung des Gebrauchs oder die Benutzung ist deren Wert zu vergüten, wobei auf die inzwischen eingetretene Wert-
minderung des Verkaufsgegenstandes Rücksicht zu nehmen ist. 

III. Gemeinsame Bestimmungen für Leistungen, Reparaturen und Verkäufe 
1 Preise und Zahlungsbedingungen 
1.1 Die Endpreise verstehen sich ab Betriebssitz des Werkunternehmers bzw. Verkäufers inkl. Mehrwertsteuer. 

1.2 Alle Rechnungsbeträge sind sofort nach Rechnungserteilung in einer Summe zahlbar. Teilzahlungen bei Verkäufen sind 
nur möglich, wenn sie vorher schriftlich vereinbart wurden. 

1.3 Reparaturrechnungen sind bar zu bezahlen. Schecks und Wechsel werden nur zahlungshalber angenommen und nur nach 
besonderer Vereinbarung. 

1.4 Für Leistungen, die im Auftrag nicht enthalten sind oder die von der Leistungsbeschreibung abweichen, kann ein Nach-
tragsangebot vom Kunden angefordert oder vom Werkunternehmer abgegeben werden. Soweit dies nicht erfolgt, werden 
diese Leistungen nach Aufmaß und Zeit berechnet. Hinsichtlich der Anzeige und des Nachweises von Zeitarbeiten gilt 
bei der Erstellung von Bauleistungen § 15 Nr. 5 VOB/B. 

1.5 Bei Aufträgen, deren Ausführung über einen Monat andauert, sind je nach Fortschreiten der Arbeiten Abschlags-
zahlungen in Höhe von 90 % des jeweiligen Wertes der geleisteten Arbeiten zu erbringen. Die Abschlagszahlungen sind 
vom Werkunternehmer anzufordern und binnen 10 Tagen ab Rechnungsdatum vom Kunden zu leisten. 

2 Sicherheit und Datenschutz 
Alle Kundendaten werden unter Beachtung der Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) und des Teledienstdaten-
schutzgesetzes (TDDSG) von uns gespeichert und verarbeitet. Sie haben jederzeit ein Recht auf kostenlose Auskunft, Be-
richtigung, Sperrung und Löschung Ihrer gespeicherten Daten; bitte senden Sie uns Ihr Verlangen per Post oder Fax.  

Ihre personenbezogenen Daten einschließlich Ihrer Haus- und E-Mail-Adresse geben wir nicht ohne Ihre ausdrückliche und 
jederzeit widerrufliche Einwilligung an Dritte weiter. Der Geschäftspartner erklärt sich einverstanden und darüber informiert, 
dass alle ihn betreffenden Daten aus der Geschäftsbeziehung, auch personenbezogene i. S. d. BDSG, im Rahmen unserer 
elektronischen Datenverarbeitung gespeichert und im Rahmen der Auftragsbearbeitung an beauftragte Dienstleister weiter-
gegeben werden. 

3 Salvatorische Klausel 
Durch die Unwirksamkeit einzelner Klauseln wird die Wirksamkeit der anderen Bestimmungen nicht berührt. Ungültige 
Klauseln sind durch solche gültigen Regelungen zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Regelungen am 
nächsten kommen. 

4 Gerichtsstand 
Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der Geschäftsverbindung mit Kaufleuten einschließlich Wechsel- 
und Scheckforderungen ist ausschließlicher Gerichtsstand der Sitz des Werkunternehmers bzw. des Verkäufers. 

 

 

_____________________________________________________________________________________________ 

Alle vorgenannten Hinweise auf die VOB bei der Ausführung von Bauleistungen beziehen sich ausschließlich auf den Rechts-
verkehr mit Unternehmern, nicht auf den Rechtsverkehr mit Verbrauchern. § 13 Nr. 4 VOB/B - Ausgabe 2012 - hat folgenden 
Inhalt: 

1. Ist für Mängelansprüche keine Verjährungsfrist im Vertrag vereinbart, so beträgt sie für Bauwerke 4 Jahre, für andere Werke, 
deren Erfolg in der Herstellung, Wartung oder Veränderung einer Sache besteht, und für die vom Feuer berührten Teile von 
Feuerungsanlagen 2 Jahre. Abweichend von Satz 1 beträgt die Verjährungsfrist für feuerberührte und abgasdämmende Teile 
von industriellen Feuerungsanlagen 1 Jahr. 

2. Ist für Teile von maschinellen und elektrotechnischen/elektronischen Anlagen, bei denen die Wartung Einfluss auf die 
Sicherheit und Funktionsfähigkeit hat, nichts anderes vereinbart, beträgt für diese Anlagenteile die Verjährungsfrist für 
Mängelansprüche abweichend von Nummer 1 zwei Jahre, wenn der Auftraggeber sich dafür entschieden hat, dem Auftrag-
nehmer die Wartung für die Dauer der Verjährungsfrist nicht zu übertragen; dies gilt auch, wenn für weitere Leistungen eine 
andere Verjährungsfrist vereinbart ist. 

3. Die Frist beginnt mit der Abnahme der gesamten Leistung; nur für in sich abgeschlossene Teile der Leistung beginnt sie mit 
der Teilabnahme (§ 12 Absatz 2). 



Anlage zum Angebot / Auftragsbestätigung 
_________________________________________________________________________________________________________________________ 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
_________________________________________________________________________________________________________________________ 

Unsere allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten, soweit nicht ausdrücklich etwas Anderes vereinbart ist, für alle Angebote, Aufträge, Kaufverträge und 
Lieferungen, die wir an Auftraggeber (Käufer) leisten. Sie gelten gleichfalls für künftige Geschäftsbeziehungen, auch wenn sie nicht nochmals ausdrücklich ver-
einbart werden. Abweichende allgemeine Geschäftsbedingungen des Käufers werden nicht anerkannt, auch wenn wir ihnen nicht ausdrücklich widersprechen. 
_________________________________________________________________________________________________________________________ 

Stand: Oktober 2012                                                                                                                                                                                VDE VERLAG GMBH · Berlin · Offenbach 
(Nachdruck und Vervielfältigung nur mit Genehmigung des Verlages) 

 

I. Leistungs- und Reparaturbedingungen 
1 Allgemeines  
1.1 Im Unternehmerverkehr gilt für die Ausführung von Bauleistungen die Vergabe- und 

Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) Teil B als Ganzes und betreffend DIN 
18299, DIN 18382. DIN 18384, DIN 18385 und DIN 18386 als „Allgemeine Tech-
nische Vertragsbedingungen für Bauleistungen (ATV)“ auszugsweise auch Teil C.  

1.2 Zum Angebot des Werkunternehmers gehörige Unterlagen wie Abbildungen, Zeich-
nungen usw. sind nur annähernd als maß- und gewichtsgenau anzusehen, es sei denn, 
die Maß- und Gewichtsgenauigkeit wurde ausdrücklich bestätigt. An diesen Unter-
lagen behält sich der Werkunternehmer Eigentums- und Urheberrecht vor. Sie dürfen 
ohne Einverständnis des Werkunternehmers Dritten nicht zugänglich gemacht oder auf 
sonstige Weise missbräuchlich verwendet werden. Wird der Auftrag nicht erteilt, so 
sind kundenindividuell erstellte Unterlagen unaufgefordert und in allen anderen Fällen 
nach Aufforderung unverzüglich zurückzusenden. 

2 Termine 
2.1 Der vereinbarte Liefer- oder Fertigstellungstermin ist nur dann verbindlich, wenn die 

Einhaltung nicht durch Umstände, die der Werkunternehmer nicht zu vertreten hat, 
unmöglich gemacht wird. Als solche Umstände sind auch Änderungen sowie Fehlen 
von Unterlagen (Baugenehmigung u. a.) anzusehen, die zur Auftragsdurchführung 
notwendig sind.  

2.2 Der Kunde hat in Fällen des Verzugs (bei der Erstellung von Bauleistungen) nur dann 
den Anspruch aus § 8 Nr. 3 VOB/B, wenn für Beginn und Fertigstellung eine Zeit 
nach dem Kalender schriftlich vereinbart war und der Kunde nach Ablauf dieser Zeit 
eine angemessene Nachfrist gesetzt und erklärt hat, dass er nach fruchtlosem Ablauf 
der Frist den Auftrag entziehen wird.  

3 Kosten für die nicht durchgeführten Aufträge 
Da Fehlersuchzeit Arbeitszeit ist, wird – im Falle, dass keine Gewährleistungsarbeiten 
vorliegen – der entstandene und zu belegende Aufwand dem Kunden in Rechnung ge-
stellt, wenn ein Auftrag nicht durchgeführt werden kann, weil:  

3.1 der beanstandete Fehler unter Beachtung der Regeln der Technik nicht festgestellt 
werden konnte;  

3.2 der Kunde den vereinbarten Termin schuldhaft versäumt;  
3.3 der Auftrag während der Durchführung zurückgezogen wurde;  
3.4 die Empfangsbedingungen bei Nutzung entsprechender Produkte aus dem Bereich 

Unterhaltungselektronik nicht einwandfrei gegeben sind. 
4 Gewährleistung und Haftung 
4.1 Die Gewährleistungsfrist für alle Arbeitsleistungen, Reparaturen etc., die keine Bau-

leistungen sind, und für eingebautes Material beträgt 1 Jahr. Im Unternehmerverkehr 
gilt bei der Ausführung von Bauleistungen die VOB/B als Ganzes sowie auszugsweise 
die VOB/C. 

4.2 Bei Vorliegen eines Mangels hat der Kunde dem Werkunternehmer eine angemessene 
Frist zur Nacherfüllung zu setzen. Der Kunde hat insbesondere dafür Sorge zu tragen, 
dass der beanstandete Gegenstand zur Untersuchung und Durchführung der Nach-
erfüllung dem Werkunternehmer oder dessen Beauftragung zur Verfügung steht. 

4.3 Ist der Werkunternehmer zur Nacherfüllung verpflichtet, kann er diese nach eigener 
Wahl durch Beseitigung des Mangels oder durch Neuherstellung des Werkes er-
bringen.  

4.4 Schlägt die Nacherfüllung fehl, ist der Kunde berechtigt, die Vergütung zu mindern 
oder vom Vertrag zurückzutreten. Der Rücktritt ist ausgeschlossen bei Unerheblichkeit 
der Pflichtverletzung des Unternehmers oder wenn Gegenstand des Vertrages eine 
Bauleistung ist. 

4.5 Bei einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer fahr-
lässigen Pflichtverletzung des Werkunternehmers oder einer vorsätzlichen oder fahr-
lässigen Pflichtverletzung seines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen be-
ruht, haftet der Werkunternehmer nach den gesetzlichen Bestimmungen. Das Gleiche 
gilt für sonstige Schäden, die auf einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Werk-
unternehmers oder auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung sei-
nes gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen beruhen. Für sonstige Schäden, die 
auf die Verletzung wesentlicher Pflichten infolge leichter Fahrlässigkeit des Werk-
unternehmers, seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruhen, ist die 
Haftung des Werkunternehmers auf den vorhersehbaren vertragstypischen Schaden bis 
zu maximal zum doppelten Wert des Auftragsgegenstandes begrenzt. 
Ausgeschlossen sind Schadenersatzansprüche für sonstige Schäden bei der Verletzung 
von Nebenpflichten im Falle leichter Fahrlässigkeit. Der Werkunternehmer haftet nicht 
für sonstige Schäden aus Verzug, die auf einfacher Fahrlässigkeit beruhen; die gesetz-
lichen Rechte des Kunden nach Ablauf einer angemessenen Nachfrist bleiben davon 
unberührt. Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und/oder Beschränkungen gelten 
nicht, sofern der Werkunternehmer einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine 
selbstständige Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen hat. Ansprüche 
des Kunden auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen statt des Schadenersatzanspruchs 
statt der Leistung bleiben unberührt. 

5 Erweitertes Pfandrecht des Werkunternehmers an beweglichen Sachen 
5.1 Dem Werkunternehmer steht wegen seiner Forderung aus dem Auftrag ein Pfandrecht 

an dem aufgrund des Auftrags in seinen Besitz gelangten Gegenstand des Kunden zu. 
Das Pfandrecht kann auch wegen Forderungen aus früher durchgeführten Arbeiten, 

Ersatzteillieferungen und sonstigen Leistungen geltend gemacht werden, soweit sie mit 
dem Gegenstand im Zusammenhang stehen. Für sonstige Ansprüche aus der Ge-
schäftsverbindung gilt das Pfandrecht nur, soweit diese unbestritten oder rechtskräftig 
sind. 

5.2 Wird der Gegenstand nicht innerhalb 4 Wochen nach Abholaufforderung abgeholt, 
kann vom Werkunternehmer mit Ablauf dieser Frist ein angemessenes Lagergeld be-
rechnet werden. Erfolgt nicht spätestens 3 Monate nach der Abholaufforderung die 
Abholung, entfällt die Verpflichtung zur weiteren Aufbewahrung und jede Haftung für 
leicht fahrlässige Beschädigung oder Untergang. 1 Monat vor Ablauf dieser Frist ist 
dem Kunden eine Verkaufsandrohung zuzusenden. Der Werkunternehmer ist be-
rechtigt, den Gegenstand nach Ablauf dieser Frist zur Deckung seiner Forderungen 
zum Verkehrswert zu veräußern. Ein etwaiger Mehrerlös ist dem Kunden zu erstatten. 

6 Eigentumsvorbehalt 
Soweit die anlässlich von Reparaturen eingefügten Ersatzteile o. Ä. nicht wesentliche 
Bestandteile werden, behält sich der Werkunternehmer das Eigentum an diesen ein-
gebauten Teilen bis zum Ausgleich aller Forderungen des Werkunternehmers aus dem 
Vertrag vor. 
Kommt der Kunde in Zahlungsverzug oder kommt er seinen Verpflichtungen aus dem 
Eigentumsvorbehalt nicht nach und hat der Werkunternehmer deshalb den Rücktritt 
vom Vertrag erklärt, kann der Werkunternehmer den Gegenstand zum Zweck des 
Ausbaus der eingefügten Teile herausverlangen. Sämtliche Kosten der Zurückholung 
und des Ausbaus trägt der Kunde. 
Erfolgt die Reparatur beim Kunden, so hat der Kunde dem Werkunternehmer die Ge-
legenheit zu geben, den Ausbau beim Kunden vorzunehmen. Arbeits- und Wegekosten 
gehen zu Lasten des Kunden. Gibt der Kunde die Gelegenheit zum Ausbau nicht, gilt 
Ziffer 6 Abs. 2 Sätze 1 und 2 entsprechend. 

II. Verkaufsbedingungen (hier nicht abgedruckt) 
III. Gemeinsame Bestimmungen für  

Leistungen, Reparaturen und Verkäufe 
1 Preise und Zahlungsbedingungen 
1.1 Die Endpreise verstehen sich ab Betriebssitz des Werkunternehmers bzw. Verkäufers 

inkl. Mehrwertsteuer. 
1.2 Alle Rechnungsbeträge sind sofort nach Rechnungserteilung in einer Summe zahlbar. 

Teilzahlungen bei Verkäufen sind nur möglich, wenn sie vorher schriftlich vereinbart 
wurden. 

1.3 Reparaturrechnungen sind bar zu bezahlen. Schecks und Wechsel werden nur 
zahlungshalber angenommen und nur nach besonderer Vereinbarung. 

1.4 Für Leistungen, die im Auftrag nicht enthalten sind oder die von der Leistungs-
beschreibung abweichen, kann ein Nachtragsangebot vom Kunden angefordert oder 
vom Werkunternehmer abgegeben werden. Soweit dies nicht erfolgt, werden diese 
Leistungen nach Aufmaß und Zeit berechnet. Hinsichtlich der Anzeige und des Nach-
weises von Zeitarbeiten gilt bei der Erstellung von Bauleistungen § 15 Nr. 5 VOB/B. 

1.5 Bei Aufträgen, deren Ausführung über einen Monat andauert, sind je nach Fortschrei-
ten der Arbeiten Abschlagszahlungen in Höhe von 90 % des jeweiligen Wertes der ge-
leisteten Arbeiten zu erbringen. Die Abschlagszahlungen sind vom Werkunternehmer 
anzufordern und binnen 10 Tagen ab Rechnungsdatum vom Kunden zu leisten. 

2 Sicherheit und Datenschutz 
Alle Kundendaten werden unter Beachtung der Vorschriften des Bundesdatenschutz-
gesetzes (BDSG) und des Teledienstdatenschutzgesetzes (TDDSG) von uns ge-
speichert und verarbeitet. Sie haben jederzeit ein Recht auf kostenlose Auskunft, Be-
richtigung, Sperrung und Löschung Ihrer gespeicherten Daten; bitte senden Sie uns Ihr 
Verlangen per Post oder Fax.  
Ihre personenbezogenen Daten einschließlich Ihrer Haus- und E-Mail-Adresse geben 
wir nicht ohne Ihre ausdrückliche und jederzeit widerrufliche Einwilligung an Dritte 
weiter. Der Geschäftspartner erklärt sich einverstanden und darüber informiert, dass 
alle ihn betreffenden Daten aus der Geschäftsbeziehung, auch personenbezogene 
i. S. d. BDSG, im Rahmen unserer elektronischen Datenverarbeitung gespeichert und 
im Rahmen der Auftragsbearbeitung an beauftragte Dienstleister weitergegeben 
werden. 

3 Salvatorische Klausel 
Durch die Unwirksamkeit einzelner Klauseln wird die Wirksamkeit der anderen Be-
stimmungen nicht berührt. Ungültige Klauseln sind durch solche gültigen Regelungen 
zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Regelungen am 
nächsten kommen. 

4 Gerichtsstand 
Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der Geschäftsverbindung 
mit Kaufleuten einschließlich Wechsel- und Scheckforderungen ist ausschließlicher 
Gerichtsstand der Sitz des Werkunternehmers bzw. des Verkäufers. 
 

__________________________________________________________________ 
Alle vorgenannten Hinweise auf die VOB beziehen sich ausschließlich auf den Rechtsver-
kehr mit Unternehmern, nicht auf den Rechtsverkehr mit Verbrauchern.  



Anlage zum Angebot / Auftragsbestätigung 
_________________________________________________________________________________________________________________________ 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
_________________________________________________________________________________________________________________________ 

Unsere allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten, soweit nicht ausdrücklich etwas Anderes vereinbart ist, für alle Angebote, Aufträge, Kaufverträge und 
Lieferungen, die wir an Auftraggeber (Käufer) leisten. Sie gelten gleichfalls für künftige Geschäftsbeziehungen, auch wenn sie nicht nochmals ausdrücklich ver-
einbart werden. Abweichende allgemeine Geschäftsbedingungen des Käufers werden nicht anerkannt, auch wenn wir ihnen nicht ausdrücklich widersprechen. 
_________________________________________________________________________________________________________________________ 

Stand: Oktober 2012                                                                                                                                                                                VDE VERLAG GMBH · Berlin · Offenbach 
(Nachdruck und Vervielfältigung nur mit Genehmigung des Verlages) 

 

I. Leistungs- und Reparaturbedingungen (hier nicht abgedruckt) 
II. Verkaufsbedingungen 
1 Eigentumsvorbehalt 

Die verkauften Gegenstände und Anlagen bleiben Eigentum des Verkäufers bis zur Er-
füllung sämtlicher aus diesem Vertrag ihm gegen den Kunden zustehender Ansprüche. 
Der Eigentumsvorbehalt bleibt auch bestehen für alle Forderungen, die der Verkäufer 
gegenüber dem Kunden im Zusammenhang mit dem Kaufgegenstand, z. B. aufgrund 
von Reparaturen oder Ersatzteillieferungen sowie sonstiger Leistungen nachträglich 
erwirbt. Letzteres gilt nicht, wenn die Reparatur durch den Werkunternehmer un-
zumutbar verzögert wird oder fehlgeschlagen ist. Bis zur Erfüllung der vorgenannten 
Ansprüche des Verkäufers dürfen die Gegenstände nicht weiterveräußert, vermietet, 
verliehen bzw. verschenkt und auch nicht bei Dritten in Reparatur gegeben werden. 
Ebenso sind Sicherungsübereignung und Verpfändung untersagt. 
Ist der Kunde Händler (Wiederverkäufer), so ist ihm die Weiterveräußerung im ge-
wöhnlichen Geschäftsgang unter der Voraussetzung gestattet, dass die Forderungen 
aus dem Weiterverkauf gegenüber seinen Abnehmern oder Dritten einschließlich sämt-
licher Nebenrechte in Höhe der Rechnungswerte des Verkäufers bereits jetzt an den 
Verkäufer abgetreten werden. 
Während der Dauer des Eigentumsvorbehaltes ist der Kunde zum Besitz und Gebrauch 
des Kaufgegenstandes berechtigt, solange er seinen Verpflichtungen aus dem Eigen-
tumsvorbehalt nachkommt und sich nicht in Zahlungsverzug befindet. Kommt der 
Kunde in Zahlungsverzug oder kommt er seinen Verpflichtungen aus dem Eigentums-
vorbehalt nicht nach und hat der Verkäufer deshalb den Rücktritt vom Vertrag erklärt, 
kann der Verkäufer den Kaufgegenstand vom Käufer herausverlangen und nach An-
drohung mit angemessener Frist den Kaufgegenstand unter Verrechnung auf den Kauf-
preis durch freihändigen Verkauf bestmöglich verwerten. Sämtliche Kosten der Rück-
nahme und der Verwertung des Kaufgegenstandes trägt der Käufer. Bei Zugriffen von 
Dritten, insbesondere bei Pfändung des Kaufgegenstandes oder bei Ausübung des 
Unternehmerpfandrechts einer Werkstatt, hat der Kunde dem Verkäufer sofort schrift-
lich Mitteilung zu machen und den Dritten unverzüglich auf den Eigentumsvorbehalt 
des Verkäufers hinzuweisen. Der Käufer trägt alle Kosten, die zur Aufgebung des Zu-
griffs und zu einer Wiederbeschaffung des Kaufgegenstandes aufgewendet werden 
müssen, soweit sie nicht von Dritten eingezogen werden können. Der Käufer hat die 
Pflicht, den Kaufgegenstand während der Dauer des Eigentumsvorbehalts in ordnungs-
gemäßem Zustand zu halten sowie alle vorgesehenen Wartungsarbeiten und erforder-
lichen Instandsetzungen unverzüglich vom Verkäufer ausführen zu lassen. 
Der Verkäufer verpflichtet sich, die ihm zustehenden Sicherungen insoweit freizu-
geben, als ihr Wert die zu sichernden Forderungen, soweit diese noch nicht beglichen 
sind, um mehr als 10 % übersteigt. 

2 Abnahme und Abnahmeverzug  
Nimmt der Kunde den Gegenstand nicht fristgemäß ab, ist der Verkäufer berechtigt, 
ihm eine angemessene Nachfrist zu setzen, nach deren Ablauf anderweitig über den 
Gegenstand zu verfügen und den Kunden mit angemessen verlängerter Nachfrist zu 
beliefern. Unberührt davon bleiben die Rechte des Verkäufers, nach Nachfristsetzung 
vom Vertrag zurückzutreten oder Schadenersatz zu verlangen. Im Rahmen einer 
Schadenersatzforderung kann der Verkäufer 20 % des vereinbarten Preises ohne Mehr-
wertsteuer als Entschädigung ohne Nachweis fordern, sofern nicht nachweislich kein 
oder ein wesentlich geringerer Schaden entstanden ist. Die Geltendmachung eines tat-
sächlich höheren Schadens bleibt vorbehalten. Der Kunde ist gehalten, Teillieferungen 
(Vorablieferungen) anzunehmen, soweit dies zumutbar ist. 

3 Gewährleistung und Haftung 
3.1 Mängelansprüche für alle verkauften neuen Gegenstände verjähren in 2 Jahren, bei ge-

brauchten Gegenständen in 1 Jahr seit Ablieferung der Sache. Offensichtliche Mängel 
müssen innerhalb zwei Wochen nach Ablieferung – bezogen auf die Absendung der 
Anzeige – gegenüber dem Verkäufer gerügt werden, ansonsten ist der Verkäufer von 
der Mängelhaftung befreit.  

3.2 Ist der Liefergegenstand mangelhaft, so hat der Käufer folgende Rechte: 
3.2.1 Der Verkäufer ist zur Nacherfüllung verpflichtet und wird diese durch Beseitigung 

des Mangels oder die Lieferung einer mangelfreien Sache erbringen. 
3.2.2 Schlägt die Nachbesserung fehl, so ist der Käufer berechtigt, vom Vertrag zurückzu-

treten oder den Kaufpreis zu mindern. Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn die 
Pflichtverletzung des Verkäufers nur unerheblich ist. 

3.2.3 Ein Mangel des Liefergegenstandes liegt nicht vor: Bei Fehlern, die durch Be-
schädigung, falschen Anschluss oder falsche Bedienung durch den Kunden ver-
ursacht werden, bei Schäden durch höhere Gewalt, z. B. Blitzschlag, bei Fehlern in-
folge von Überbeanspruchung mechanischer oder elektromechanischer Teile, durch 
nicht bestimmungsgemäßen Gebrauch oder durch Verschmutzung oder außer-
gewöhnliche, mechanische, chemische oder atmosphärische Einflüsse. Im Bereich 
der Unterhaltungselektronik (Consumer Electronics) liegt ein Mangel auch dann 
nicht vor, wenn die Empfangsqualität durch ungünstige Empfangsbedingungen oder 
mangelhafte Antennen oder durch äußere Einflüsse beeinträchtigt ist, bei Schäden 
durch vom Kunden eingelegte, ungeeignete oder mangelhafte Batterien. 

4 Haftung auf Schadenersatz 
4.1 Bei einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer fahr-

lässigen Pflichtverletzung des Verkäufers oder einer vorsätzlichen oder fahrlässigen 

Pflichtverletzung seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruht, haftet 
der Verkäufer nach den gesetzlichen Bestimmungen.  

4.2 Für sonstige Schäden gilt Folgendes: 
4.2.1 Für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Verkäufers oder 

auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung seiner gesetzlichen 
Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruhen, haftet der Verkäufer nach den gesetz-
lichen Bestimmungen. 

4.2.2 Für Schäden, die auf der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten infolge leichter 
Fahrlässigkeit des Verkäufers, seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen 
beruhen, ist die Haftung des Verkäufers auf den vorhersehbaren vertragstypischen 
Schaden bis zu maximal zum doppelten Wert des Liefergegenstandes begrenzt. 

4.2.3 Schadenersatzansprüche für sonstige Schäden bei der Verletzung von Neben-
pflichten oder nicht wesentlichen Pflichten im Falle leichter Fahrlässigkeit sind aus-
geschlossen. 

4.2.4 Schadenersatzansprüche aus Verzug, die auf einfacher Fahrlässigkeit beruhen, sind 
ausgeschlossen; die gesetzlichen Rechte des Käufers nach Ablauf einer an-
gemessenen Nachfrist bleiben unberührt. 

4.3 Die Haftungsausschlüsse oder Beschränkungen gelten nicht, sofern der Verkäufer 
einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der 
Sache übernommen hat. 

4.4 Der Anspruch des Käufers auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen anstelle des 
Schadenersatzes statt der Leistung bleibt unberührt. 

5 Rücktritt 
Bei Rücktritt sind Verkäufer und Kunde verpflichtet, die voneinander empfangenen 
Leistungen zurückzugewähren. Für die Überlassung des Gebrauchs oder die Benut-
zung ist deren Wert zu vergüten, wobei auf die inzwischen eingetretene Wert-
minderung des Verkaufsgegenstandes Rücksicht zu nehmen ist. 

III. Gemeinsame Bestimmungen für  
Leistungen, Reparaturen und Verkäufe 

1 Preise und Zahlungsbedingungen 
1.1 Die Endpreise verstehen sich ab Betriebssitz des Werkunternehmers bzw. Verkäufers 

inkl. Mehrwertsteuer. 
1.2 Alle Rechnungsbeträge sind sofort nach Rechnungserteilung in einer Summe zahlbar. 

Teilzahlungen bei Verkäufen sind nur möglich, wenn sie vorher schriftlich vereinbart 
wurden. 

1.3 Reparaturrechnungen sind bar zu bezahlen. Schecks und Wechsel werden nur 
zahlungshalber angenommen und nur nach besonderer Vereinbarung. 

1.4 Für Leistungen, die im Auftrag nicht enthalten sind oder die von der Leistungs-
beschreibung abweichen, kann ein Nachtragsangebot vom Kunden angefordert oder 
vom Werkunternehmer abgegeben werden. Soweit dies nicht erfolgt, werden diese 
Leistungen nach Aufmaß und Zeit berechnet. Hinsichtlich der Anzeige und des Nach-
weises von Zeitarbeiten gilt bei der Erstellung von Bauleistungen § 15 Nr. 5 VOB/B. 

1.5 Bei Aufträgen, deren Ausführung über einen Monat andauert, sind je nach Fortschrei-
ten der Arbeiten Abschlagszahlungen in Höhe von 90 % des jeweiligen Wertes der ge-
leisteten Arbeiten zu erbringen. Die Abschlagszahlungen sind vom Werkunternehmer 
anzufordern und binnen 10 Tagen ab Rechnungsdatum vom Kunden zu leisten. 

2 Sicherheit und Datenschutz 
Alle Kundendaten werden unter Beachtung der Vorschriften des Bundesdatenschutz-
gesetzes (BDSG) und des Teledienstdatenschutzgesetzes (TDDSG) von uns ge-
speichert und verarbeitet. Sie haben jederzeit ein Recht auf kostenlose Auskunft, Be-
richtigung, Sperrung und Löschung Ihrer gespeicherten Daten; bitte senden Sie uns Ihr 
Verlangen per Post oder Fax.  
Ihre personenbezogenen Daten einschließlich Ihrer Haus- und E-Mail-Adresse geben 
wir nicht ohne Ihre ausdrückliche und jederzeit widerrufliche Einwilligung an Dritte 
weiter. Der Geschäftspartner erklärt sich einverstanden und darüber informiert, dass 
alle ihn betreffenden Daten aus der Geschäftsbeziehung, auch personenbezogene 
i. S. d. BDSG, im Rahmen unserer elektronischen Datenverarbeitung gespeichert und 
im Rahmen der Auftragsbearbeitung an beauftragte Dienstleister weitergegeben 
werden. 

3 Salvatorische Klausel 
Durch die Unwirksamkeit einzelner Klauseln wird die Wirksamkeit der anderen Be-
stimmungen nicht berührt. Ungültige Klauseln sind durch solche gültigen Regelungen 
zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Regelungen am 
nächsten kommen. 

4 Gerichtsstand 
Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der Geschäftsverbindung 
mit Kaufleuten einschließlich Wechsel- und Scheckforderungen ist ausschließlicher 
Gerichtsstand der Sitz des Werkunternehmers bzw. des Verkäufers. 
 

__________________________________________________________________ 
Alle vorgenannten Hinweise auf die VOB beziehen sich ausschließlich auf den Rechtsver-
kehr mit Unternehmern, nicht auf den Rechtsverkehr mit Verbrauchern.  
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